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Die alljährliche Neuauflage des Ren-
tenanpassungsgesetzes ist für gewöhn-
lich eine Veranstaltung von eher mä-
ßiger politischer Brisanz. Nicht so in 
diesem Jahr: Selten wurde eine sozial-
politische Maßnahme von der gesamt-
en deutschen Medienlandschaft so ein-
hellig und nachdrücklich abgelehnt 
wie der Beschluss der Bundesregierung 
von Anfang April, die gesetzliche Rente 
nach drei Nullrunden und einer Mini-
Erhöhung in den nächsten zwei Jahren 
etwas stärker ansteigen zu lassen als 
ursprünglich vorgesehen. Durch die 
vorübergehende Aussetzung des soge-
nannten „Riester-Faktors“ soll die Ren-
te zum 1. Juli 2008 um 1,1 Prozent statt 
nur um 0,46 Prozent steigen; auch im 
Jahr 2009 soll die Rentenanpassung um 
rund 0,6 Prozentpunkte höher ausfallen 
als nach der bestehenden Regelung. 
Der hypothetische „Eckrenter“ hat da-
durch ab Juli monatlich stolze 7 Euro 
und 65 Cent zusätzlich in der Tasche.

Ein unerwartet heftiger Aufschrei 
der Empörung hallte durch die Leitar-
tikel der Republik: „Ihr sollt nicht fum-
meln!“, mahnte „Die Zeit“, „Verschont 
uns mit Wahlkampfgeschenken!“, wet-
terte die „Welt am Sonntag“, die „Süd-
deutsche Zeitung“ sprach von einem 
„Sieg der Altenlobby“ und die „Bild“ 
schlicht von „Rentenbetrug“.1 Quer 
durch alle Redaktionen waren sich die 
Kommentatoren einig, dass die Regie-
rung aus purem Populismus heraus den 
mühsam erreichten Reformfortschritt 
der letzten Jahre verspiele, um die 
wachsende Zahl älterer Wähler gnä-
dig zu stimmen. Durch die vollkommen 
willkürliche Manipulation der Renten-

1 Vgl. „Die Zeit“, 13/2008, „Welt am Sonntag“, 
30.3.2008, „Süddeutsche Zeitung“, 4.4.2008, 
„Bild“, 8.4.2008.

formel, so der allgemeine Tenor, wer-
den die Wirtschaft belastet, der Staats-
haushalt geplündert, die jüngeren Ge-
nerationen geschröpft und das Vertrau-
en in die Rente zerstört.

Doch damit nicht genug: Aus einer 
bescheidenen Rentenerhöhung wur-
de sogar ein echtes Problem für die De-
mokratie konstruiert: „Wir sind auf dem 
Weg in die Altenrepublik“, tönte Mein-
hard Miegel, der Chef des Instituts für 
Wirtschaft und Gesellschaft Bonn, in 
der „Welt“; wenn die älteren Wähler in 
Zukunft in der Mehrheit seien und die 
Politik sich einseitig darauf ausrichte, 
hätte Deutschland künftig „ein Demo-
kratieproblem“. Am gleichen Tag ver-
lautbarte Alt-Bundespräsident Roman 
Herzog wörtlich in der „Bild“-Zeitung: 
„Ich fürchte, wir sehen gerade die 
Vorboten einer Rentner-Demokratie: 
Die Älteren werden immer mehr, und 
alle Parteien nehmen überproportional 
Rücksicht auf sie. Das könnte am 
Ende in eine Richtung gehen, dass die 
Älteren die Jüngeren ausplündern.“2

Vordergründiger Anlass der wü-
tenden Proteste ist die Tatsache, dass 
der Beitragssatz zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung nun etwas langsamer 
sinkt als geplant: Im Jahr 2011 liegt er 
um 0,6 Prozentpunkte und im Jahr 2012 
um 0,4 Prozentpunkte höher als ur-
sprünglich vorgesehen, bevor er dann 
im Jahr 2013 mit 19,1 Prozent wieder 
voll „im Plan“ liegt. Parallel dazu er-
höht sich in diesen beiden Jahren auch 
der Bundeszuschuss an die Renten-
versicherung, und zwar um geschätz-
te 2,5 Mrd. Euro gegenüber der Ur-
sprungsplanung. Das klingt nun keines-
wegs besonders dramatisch – und ist es 

2 „Die Welt“, 11.4.2008, „Bild“, 11.4.2008.

Antonio Brettschneider

Das Gespenst der Rentnerdemokratie
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Betrachtet man die Chronik der Ren-
tenkürzungen allein seit dem Jahr 2000 
(Riester-Faktor, „Nachhaltigkeitsfaktor“,
Verdoppelung des Pflegeversiche-
rungsbeitrags, Sonderbeitrag zur Kran-
kenversicherung, Erhöhung der Mehr-
wertsteuer, nachgelagerte Besteue-
rung, Rente ab 67 etc.), so wird deutlich, 
dass die „außerplanmäßige Rentener-
höhung“ im Grunde genommen nichts 
anderes ist als eine vorübergehende 
Verlangsamung des seit über einem 
Jahrzehnt andauernden stetigen Kauf-
kraftverlustes der gesetzlichen Rente.

Die jetzt beschlossene „Erhöhung“ 
liegt immer noch deutlich unter der 
Preissteigerungsrate, die laut offizieller 
Regierungsprognose im Jahresdurch-
schnitt 2,3 Prozent betragen wird. So-
mit werden die Rentnerinnen und Rent-
ner trotz aller Aufschwungs-Rhetorik 
auch in diesem Jahr wieder ein deut-
liches Minus im Portemonnaie hinneh-
men müssen.

Von der angeblichen „Macht der 
Alten“ ist in der gesetzgeberischen 
Realität bislang also noch nicht viel zu 
spüren.

Vom Klassenkonflikt 
zum „Generationenkampf“ 

Wenn jetzt aber, dessen ungeachtet, die 
beitragszahlenden Arbeitnehmer zu 
Opfern „großzügiger“ Wahlkampfge-
schenke an die übermächtige „Alten-
lobby“ deklariert werden und immer 
unverhohlener zum politischen Wider-
stand aufgerufen wird, so wird dabei 
tunlichst verschwiegen, dass die Stabi-
lisierung des Beitragssatzes als das er-
klärte Hauptziel aller Rentenreformen 
der letzten zehn Jahre in erster Linie im 
Interesse der Arbeitgeber liegt. So hat 
die mit der Riester-Reform von 2001 in 
Gang gesetzte Teilprivatisierung des 
öffentlichen Rentensystems zu einer 
deutlichen Verlagerung der ehemals 
hälftig getragenen Kosten der Alterssi-
cherung von den Arbeitgebern zu den 
Arbeitnehmern geführt. Der maximale 

eigentlich auch nicht. An der medialen 
Überreaktion zeigt sich jedoch, wie er-
folgreich der jahrelange publizistische 
Dauerbeschuss des bundesdeutschen 
Sozialstaats gewesen ist und wie stark 
sich das Meinungsklima in Deutsch-
land bereits verschoben hat. Jede noch 
so kleine, ja angesichts der allgemeinen 
Preis- und Inflationsentwicklung gera-
dezu lächerliche Verbesserung sozialer 
Leistungen wird mit immer schrilleren 
Tönen bekämpft, wenn sie den über-
greifenden Zielen der Haushaltskonso-
lidierung und der Senkung der „Lohn-
nebenkosten“ im Wege stehen könnte.

Stetig sinkende Kaufkraft

Nun ist es nicht das erste Mal, dass ei-
ne Regierung kurzfristig und unsys-
tematisch in das bestehende Renten-
recht eingreift. Unter der rot-grünen 
Bundesregierung wurde die eigentlich 
festgelegte Anpassung „korrigiert“ – 
und zwar jedes Mal zu Ungunsten der 
jeweiligen Rentnerinnen und Rentner. 
So wurde durch das „Haushaltssanie-
rungsgesetz“ vom Dezember 1999 be-
schlossen, den aktuellen Rentenwert  
in 2000 von der Nettolohnentwicklung 
abzukoppeln und nur in Höhe der Infla-
tionsrate anzupassen. Hier ging es ex-
plizit darum, Bundeshaushalt und Ren-
tenkassen kurzfristig zu entlasten. Vier 
Jahre später wurde durch das „zweite 
SGB-VI-Änderungsgesetz“ die Ren-
tenanpassung für 2004 sogar vollstän-
dig gestrichen. Diese verordnete Null-
runde sollte im Rahmen der Agenda 
2010 den Beitragssatz zur Gesetzlichen 
Rentenversicherung (GRV) auf 19,5 Pro-
zent konstant halten und damit zur „Ver-
besserung der gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen“ beitragen. Selt-
samerweise hatte so gut wie keiner der-
jenigen, die aktuell die unverantwort-
liche „Rentenwillkür“ der Bundesregie-
rung beklagen, seinerzeit etwas gegen 
diese außerplanmäßigen Kürzungen 
einzuwenden. Hier wird offensichtlich 
mit zweierlei Maß gemessen.
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Beitragssatz zur GRV bis zum Jahr 2030 
wurde politisch auf 22 Prozent festge-
setzt. Da Arbeitnehmer jedoch künftig 
rund vier Prozent ihres Bruttoeinkom-
mens für die private Altersvorsorge ver-
wenden müssen, um ihr bisheriges Ver-
sorgungsniveau annähernd zu halten, 
liegt der tatsächliche Beitragssatz bei 
26 Prozent, von denen die Arbeitneh-
mer allerdings 15 Prozentpunkte und 
die Arbeitgeber nur 11 Prozentpunkte 
zahlen müssen. Mit „Generationenge-
rechtigkeit“ hat dies nicht viel zu tun.

Der Versuch, diese verteilungspoli-
tische Schieflage zu einem demokra-
tiegefährdenden Konflikt zwischen Alt 
und Jung umzudefinieren, ist Teil einer 
übergreifenden Strategie sozialer Spal-
tung, mit der die normativen Grundla-
gen des deutschen Sozialstaates in Fra-
ge gestellt werden soll. Der klassische 
Konflikt zwischen Kapital und Arbeit, 
der sich in den letzten Jahren noch ein-
mal deutlich verschärft hat, soll in eine 
Vielzahl von Konflikten innerhalb der 
Arbeitnehmerseite transformiert wer-
den: Beitragszahler gegen Leistungs-
empfänger, Alte gegen Junge, Eltern 
gegen Kinderlose, Arbeitsplatzbesitzer 
gegen Arbeitslose – all dies sind letztlich 
künstliche Interessengegensätze zwi-
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern. Wirtschaft und Finanzkapital 
hingegen bleiben von diesen angeblich 
so drängenden „Zukunftsfragen“ jedes 
Mal eigentümlich unberührt.

Das auffällig uniformisierte Mei-
nungsbild der deutschen Leitmedien 
ist nicht zuletzt auf die jahrelange, hoch 
professionalisierte Kampagnenarbeit 
einer Vielzahl marktwirtschaftlich ori-
entierter, von Arbeitgebern und Finanz-
sektor finanzierter Meinungsagenturen 
zurückzuführen, die intensiv auf die Er-
setzung des bisherigen solidarischen 
Alterssicherungssystems durch ein pri-
vates, kapitalgedecktes Modell hinar-
beiten.

Den einigermaßen sachkundigen 
Beobachter wird es daher nicht verwun-
dern, dass mit Meinhard Miegel, Bernd 
Raffelhüschen und Hans-Werner Sinn 

nun wieder einmal die altbekannten 
Advokaten einer Komplettprivatisie-
rung der sozialen Sicherungssysteme 
als selbstlose Mahner und Warner vor 
dem drohenden „Kampf der Genera-
tionen“ auftreten. Meinhard Miegels 
„Institut für Wirtschaft und Gesell-
schaft“ (IWG) arbeitet bekanntlich eng 
mit dem „Deutschen Institut für Alters-
vorsorge“ (DIA) zusammen, welches 
von der Deutschen Bank finanziert 
wird; das „Forschungszentrum Genera-
tionenverträge“ (FZG), welches Bernd 
Raffelhüschen leitet, erhält seine Auf-
träge überwiegend von der privaten 
Versicherungswirtschaft.

Auf den ersten Blick erstaunlicher 
ist jedoch, dass sich mit Roman Her-
zog nun ein bislang vermeintlich „un-
bescholtenes“ politisches Schwerge-
wicht an die Spitze der Kampagne ge-
stellt hat. Aus dem Munde eines schein-
bar unabhängigen, in Ehren ergrauten 
Staatsmannes erhält die Warnung vor 
den „gierigen Alten“ einen weitaus se-
riöseren Klang. Doch leider ist auch der 
ehrwürdige Alt-Präsident längst in das 
allgegenwärtige Netzwerk der neo-
liberalen Think-tanks eingebunden: 
Das 2003 gegründete „Roman Herzog 
Institut“, für das Herzog als Ehrenvor-
sitzender fungiert, wird hauptsächlich 
von der Vereinigung der bayrischen 
Wirtschaft (VBW) und der bayrischen 
Metall- und Elektrobranche finanziert; 
es bezieht seine Inhalte vom Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) in Köln und 
arbeitet unter anderem auch in enger 
Kooperation mit der „Initiative Soziale 
Marktwirtschaft“ (INSM).3 

Vor diesem Hintergrund entbehrt der 
aktuelle Hype um die demographische 
Gefährdung der Demokratie nicht ei-
ner gewissen Ironie: Einerseits wird 
praktisch jede Thematisierung vertei-
lungspolitischer Fragen mittlerweile als 

3 Nachzulesen unter www.romanherzoginstitut.
de. Ganz nebenbei wird in dem erwähnten 
„Bild“-Artikel übrigens für Herzogs demnächst 
erscheinendes neues Buch geworben, welches 
den bezeichnenden Titel „Mut zum Handeln“ 
trägt – ein Schelm, wer dabei Böses denkt.
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Rückfall in symbolische Klassenkampf-
Rituale diffamiert; andererseits arbeiten 
die „Botschafter“ der freien Marktwirt-
schaft ihrerseits, ob bewusst oder un-
bewusst, mit Versatzstücken aus der 
marxistischen Theorietradition. Mit der 
These vom kommenden oder bereits 
stattfindenden „Generationenkampf“ 
soll aus einer künstlich konstruierten 
Generation „an sich“ eine ihrer selbst 
bewusste Generation „für sich“ ge-

formt werden, welche früher oder spä-
ter, ganz im Sinne „überzeitlicher Ent-
wicklungsgesetze“, unweigerlich den 
Kampf gegen Ausbeutung und Unter-
drückung aufnimmt und die Fesseln 
des Sozialstaats abwirft. Dem dazu not-
wendigen „Generationenbewusstsein“ 
muss nur noch ein wenig auf die Sprün-
ge geholfen werden. Marx und Engels 
als Ideengeber des neoliberalen Main-
streams – wer hätte das gedacht?

Andreas Keller

Studienhonorar statt Studiengebühren

Sieben von 16 Bundesländern haben 
im vergangenen Jahr allgemeine Stu-
diengebühren eingeführt. Aber ob die-
se Entwicklung ein vorübergehendes 
Strohfeuer bleibt oder zu einem bun-
desweiten Flächenbrand führt, ist 
immer noch offen. Denn nicht nur im 
Hessischen Landtag, sondern auch im 
Bundestag gibt es eine rechnerische 
Mehrheit für ein gebührenfreies Hoch-
schulstudium. Und seit der Föderalis-
musreform verfügt der Bund über die 
Gesetzgebungskompetenz zur Rege-
lung der Hochschulzulassung. Studien-
gebühren sind also nicht alternativlos 
– weder politisch noch rechtlich.

Doch was sind die Alternativen zu 
Studiengebühren? Etwa Studierende 
auf eine andere, vermeintlich sozial-
verträglichere Weise zur Kasse zu bit-
ten, einkommensabhängig und erst 
nach Abschluss ihres Studiums? Genau 
das beinhalten die meisten Vorschläge, 
die angeblich „alternative“ Wege be-
schreiten möchten – so auch die Forde-
rung einer „Akademikersteuer“ oder 
jüngst die Koalitionsvereinbarung zwi-
schen CDU und der Grün-Alternativen 

Liste in Hamburg.1 Diese sieht vor, dass 
ab dem kommenden Wintersemester 
Studiengebühren in Höhe von 375 Eu-
ro erst nach dem Studium und ab einem 
Mindesteinkommen von 30 000 Euro 
gezahlt werden sollen.

Im Kern geht es dabei immer darum, 
Studierende auch an den institutio-
nellen Kosten der Hochschulbildung zu 
beteiligen – und dies, obwohl sie bereits 
ganz überwiegend für die individuellen 
Kosten ihres Lebensunterhalts verant-
wortlich sind. Und genau hier liegt das 
Problem, denn bisher konnte nicht wi-
derlegt werden, dass Studiengebühren 
auch dann Einkommensschwache ab-
schrecken, wenn sie mit zeitlicher Ver-
zögerung erhoben werden.

Wer über echte Alternativen zu Stu-
diengebühren nachdenkt, muss statt-
dessen die Studienfinanzierung insge-
samt in den Blick nehmen, das heißt die 
Finanzierung sowohl der Bildungsinsti-
tution Hochschule als auch der an Bil-
dung teilnehmenden Individuen. Damit 

1 Vgl. zu Ersterem: Stefan Welzk, Akademiker-
steuer statt Studiengebühren, in: „Blätter“, 
2/2008, S. 13-15.
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